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Der Bundesrat hat am 14.10.2016 der Reform der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer zugestimmt. Inwieweit diese Neuregelungen den Anforderungen 
des Bundesverfassungsgerichts entsprechen, wird sich erst zeigen müssen. 
Hier die Regelungsinhalte im Einzelnen in Kurzform:

1. Verschonungsregeln: Wie bisher wird das begünstigte Betriebsvermögen 
nach Wahl des Erwerbers zu 85 % oder zu 100 % von der Erbschaft- und Schenkung-
steuer befreit, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind:

Entscheidet sich der Erwerber für die Verschonung in Höhe von 85 % des begünstigten 
Vermögens, muss er den Betrieb mindestens 5 Jahre fortführen (Behaltensfrist) und 
nachweisen, dass die Lohnsumme innerhalb dieser Zeit nach dem Erwerb insgesamt 
400 % der Ausgangslohnsumme nicht unterschreitet (Lohnsummenregelung). Bei der 
Wahl der vollständigen Befreiung von der Erbschaftsteuer zu 100 % muss der Erwerber 
die Behaltensfrist von 7 Jahren einhalten und nachweisen, dass er insgesamt die Lohn-
summe von 700 % in dieser Zeit nicht unterschreitet (Lohnsummenregelung).

2. Kleine Unternehmen: Betriebe mit bis zu 20 Beschäftigten waren bisher von der 
Lohnsummenregelung unabhängig von ihrer Größe gänzlich ausgenommen. In Zukunft 
soll gelten: 

Beschäftigte im Betrieb Verschonung 5 Jahre
Lohnsumme mindestens:

Verschonung 7 Jahre
Lohnsumme mindestens:

bis zu 5 keine Prüfung keine Prüfung

6 bis 10 250 % 500 %

11 bis 15 300 % 565 %

ab 16 400 % 700 %

3. Begünstigtes Vermögen: Zum Betriebsvermögen zählt alles, was der Betrieb braucht, 
wie z. B. Maschinen oder Fabrikhallen. Grundsätzlich nicht zum Betriebsvermögen zählt 
dagegen Verwaltungsvermögen – zum Beispiel Gebäude, die an Dritte vermietet wurden, 
oder Bargeld. Anders als Betriebsgrundstücke und Maschinen wird Verwaltungsvermö-
gen nicht steuerlich verschont. 
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 » Eine Komplettverschonung zu 100 % ist nur möglich, wenn der Anteil an dem im 
Betriebsvermögen enthaltenen Verwaltungsvermögen 20 % nicht übersteigt.

 » Geld und geldwerte Forderungen (Finanzmittel) können zu 15 % zum steuerrechtlich 
begünstigten Vermögen gerechnet werden, um die notwendige Liquidität des Unter-
nehmens zu sichern. Damit sog. Cash-Gesellschaften vermieden werden, muss das 
begünstigungsfähige Vermögen des Betriebs oder der nachgeordneten Gesellschaf-
ten aber nach seinem Hauptzweck dazu dienen, gewerbliche Einkünfte, Einkünfte 
aus selbstständiger Arbeit oder Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft zu erzielen. 

 » Überschreitet das nicht begünstigte Verwaltungsvermögen 90 % des gesamten Be-
triebsvermögens, wird die Verschonung von der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
ausgeschlossen.

 » Auch sämtliche Freizeit- und Luxusgegenstände (Kunstgegenstände, Yachten etc.), 
die typischerweise der privaten Lebensführung dienen, werden nicht begünstigt, 
wenn der Handel mit diesen Gegenständen, deren Herstellung oder Verarbeitung 
nicht der Hauptzweck des Gewerbebetriebs ist.

4. Realistische Vermögensbewertung: Der beim sog. vereinfachten Ertragswertverfah-
ren für die Bestimmung des Unternehmenswerts maßgebliche Kapitalisierungsfaktor 
wird angepasst. Der Kapitalisierungsfaktor, der multipliziert mit dem nachhaltig erziel-
baren Jahresertrag den Unternehmenswert ergibt, wird von 17,86 % auf 13,75 % abge-
senkt. Das Bundesfinanzministerium wird dazu ermächtigt, durch Rechtsverordnung den 
Kapitalisierungsfaktor an die Entwicklungen der Zinsstrukturdaten anzupassen.

5. Förderung von Investitionen: Mittel aus einem Erbe, die gemäß dem vorgefassten 
Willen des Erblassers innerhalb von 2 Jahren nach seinem Tod für Investitionen in das 
Unternehmen getätigt werden, werden ebenfalls steuerrechtlich begünstigt. Für Schen-
kungen gilt diese Regelung nicht.

6. Wertabschlag für Familienunternehmen: Viele Familienunternehmer unterliegen im 
Gesellschaftsvertrag erheblichen Restriktionen bei der Entnahme von Gewinnen, bei der 
Übertragung von Beteiligungen oder im Falle des Ausscheidens aus dem Unternehmen. 
Für solche Unternehmen ist ein Bewertungsabschlag von bis zu 30 % vorgesehen, wenn 
entsprechende Regelungen im Gesellschaftsvertrag 2 Jahre vor dem Erbfall bzw. der 
Schenkung und 20 Jahre danach Bestand haben. Dazu muss die Satzung Bestimmungen 
enthalten, die die Entnahme oder Ausschüttung auf höchstens 37,5 % des Gewinns 
beschränken. 

7. Große Betriebsvermögen: Nach dem bisherigen Erbschaft- und Schenkungsteuer-
recht galten die Verschonungsregeln auch bei der Übertragung von großen Betriebsver-
mögen, ohne dass geprüft wird, ob es überhaupt einer Verschonung bedarf. 

Nunmehr ist ab einem begünstigten Vermögen von 26 Mio. € pro Erwerber eine indivi-
duelle Verschonungsbedarfsprüfung oder alternativ ein Verschonungsabschlagsmodell 
vorgesehen. Bei der Verschonungsbedarfsprüfung muss der Erwerber nachweisen, dass 
er persönlich nicht in der Lage ist, die Steuerschuld aus sonstigem nicht betrieblichen, 
bereits vorhandenem oder aus mit der Erbschaft oder Schenkung zugleich übergegan-
genem nicht begünstigtem Vermögen zu begleichen. Genügt dieses Vermögen nicht, 
um die Erbschaft- oder Schenkungsteuer betragsmäßig zu begleichen, wird die Steuer 
insoweit erlassen.

Als Alternative zur Verschonungsbedarfsprüfung ist ein Verschonungsabschlag möglich. 
Bei Vermögen über 26 Mio. € sinkt der Abschlag schrittweise, je höher das Betriebsver-
mögen ist. Der Verschonungsabschlag verringert sich um einen Prozentpunkt für jede 
750.000 €, die der Erwerb oberhalb der Prüfschwelle von 26 Mio. € liegt. Bei Vermögen 
über 90 Mio. € entfällt jeder Abschlag. 

8. Erweiterte Stundungsregelung: Die Zahlung der Erbschaftsteuer darf nach dem Wil-
len des Gesetzgebers die Existenz des Unternehmens nicht gefährden, auch wenn dem 
Steuerpflichtigen bei der Bedarfsprüfung kein Steuererlass gewährt wird. Daher wird ein 
Rechtsanspruch auf eine voraussetzungslose Stundung bis zu 7 Jahren bei Erwerben von 
Todes wegen eingeführt. Die Stundung erfolgt für das erste Jahr zinslos und erstreckt 
sich auf die Steuer, die auf das begünstigte Vermögen unabhängig von dessen Wert ent-



fällt. Danach erfolgt eine jährliche 6-%ige Verzinsung. Voraussetzung ist die Einhaltung 
der Lohnsummenregelung und der Behaltensfrist.

9. Inkrafttreten: Das neue Recht gilt rückwirkend für sämtliche Erwerbe, die nach dem 
30.6.2016 erfolgen. 

Anmerkung: Die Neuregelungen sind vielfältig und teilweise tückisch. Lassen Sie sich 
im Schenkungsfall und für den Erbfall intensiv beraten, bevor Sie die Weichen stellen!

Erstattet eine gesetzliche Krankenkasse im Rahmen eines Bonusprogramms 
dem Krankenversicherten die von ihm getragenen Kosten für Gesundheits-
maßnahmen, mindern diese Zahlungen nach einer Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs (BFH) vom 1.6.2016 nicht die als Sonderausgaben abziehba-
ren Krankenversicherungsbeiträge.

Bonuszahlung der Krankenkassen führen nicht dazu, dass sich an der Beitragslast der 
Versicherten zur Erlangung des Basiskrankenversicherungsschutzes etwas ändert. Die 
Zahlung hat ihren eigentlichen Rechtsgrund in einer Leistung der Krankenkasse, nämlich 
der Erstattung der von den Versicherten getragenen gesundheitsbezogenen Aufwendun-
gen. Die Bonuszahlung steht nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit den Beiträgen 
zur Erlangung des Basiskrankenversicherungsschutzes, sondern stellt eine Erstattung 
der vom Steuerpflichtigen getragenen gesundheitsbezogenen Aufwendungen dar. 

Anmerkung: Mit diesem Urteil, das sich lediglich auf die Bonusvariante in Form einer 
Kostenerstattung bezieht, widerspricht der BFH ausdrücklich der Auffassung der Finanz-
verwaltung, die in allen Krankenkassenleistungen aufgrund eines Bonusprogramms eine 
Beitragserstattung gesehen hat.

Häufig werden Wohnungen an Kinder oder Eltern zu günstigeren Mietprei-
sen als den ortsüblichen vermietet. Dabei gilt grundsätzlich zu beachten, 
dass Mietverträge wie unter Fremden üblich abgeschlossen und die Durch-
führung auch entsprechend erfolgen muss, wenn sie steuerlich berücksich-
tigt werden sollen. Die durch die Vermietung bedingten Kosten können als 
Werbungskosten geltend gemacht werden, wenn sie den Anforderungen des 
Einkommensteuergesetzes entsprechen.

Seit dem Jahr 2012 gilt hier: Beträgt das Entgelt für die Überlassung einer Wohnung zu 
Wohnzwecken weniger als 66 % der ortsüblichen Marktmiete, so ist die Nutzungsüber-
lassung in einen entgeltlichen und einen unentgeltlichen Teil aufzuteilen. Entsprechend 
ist der Werbungskostenabzug anteilig zu kürzen. Beträgt das Entgelt bei auf Dauer an-
gelegter Wohnungsvermietung mindestens 66 % der ortsüblichen Miete, gilt die Woh-
nungsvermietung als entgeltlich – die Werbungskosten können vollständig steuerlich 
angesetzt werden.

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) am 10.5.2016 entschiedenen Fall war zu klären, 
was unter „ortsübliche Miete“ zu verstehen ist. Die Vorinstanz stellte fest, dass die Ver-
gleichsmiete die ortsübliche Kaltmiete und nicht die Warmmiete ist. Die Betriebskosten 
sind nicht in die Vergleichsrechnung einzubeziehen.

Das sah der BFH anders und stellte in seinem Urteil fest: Unter ortsüblicher Miete für 
Wohnungen vergleichbarer Art, Lage und Ausstattung ist die ortsübliche Bruttomie-
te – d. h. die Kaltmiete zuzüglich der nach der Betriebskostenverordnung umlagefä-
higen Kosten – zu verstehen.

Eine Rechnung, die nicht alle vom Umsatzsteuergesetz geforderten Angaben 
enthält (im entschiedenen Fall die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer), 
kann berichtigt werden. Dafür sind die fehlenden Angaben durch ein Do-
kument, das spezifisch und eindeutig auf die Rechnung bezogen ist, nach-
zureichen. 
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Die Berichtigung von Rechnungen wirkt  jedoch nicht zurück, sondern für den Zeitraum, 
in welchem dem Leistungsempfänger die berichtigte Rechnung übermittelt wird. Wird 
der Vorsteuerabzug – z. B. im Rahmen einer Außenprüfung – erst Jahre später versagt, 
führen Nachzahlungszinsen zu erheblichen finanziellen Belastungen.

Das Niedersächsische Finanzgericht hatte Zweifel, ob diese Praxis, den Vorsteuerab-
zug grundsätzlich erst im Zeitpunkt der Rechnungsberichtigung zuzulassen, mit dem 
Unionsrecht vereinbar ist, und hat die Frage dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) mit 
Beschluss vom 3.7.2014 vorgelegt.

Der EuGH stellt dazu fest, dass das Grundprinzip der Mehrwertsteuerneutralität ver-
langt, dass der Vorsteuerabzug gewährt wird, wenn die materiellen Anforderungen er-
füllt sind, selbst wenn der Steuerpflichtige bestimmten formellen Bedingungen nicht 
genügt hat. So muss nach dieser Entscheidung des EuGH die Rechnungsberichtigung 
mit Wirkung für die Vergangenheit zugelassen werden. 

Anmerkung: Das Urteil des EuGH steht im Widerspruch zum deutschen Recht, wonach 
bei der Berichtigung einer Rechnung das Recht auf Vorsteuerabzug erst zum Berichti-
gungszeitpunkt ausgeübt werden kann. Der EuGH bezieht sich in dieser Entscheidung 
nur auf die spätere Ergänzung der Rechnung um die in der Ursprungsrechnung nicht 
enthaltene Steuernummer oder USt-IdNr. Ob sich dieses Urteil auch auf andere fehlende 
oder fehlerhafte Rechnungsbestandteile übertragen lässt, ist damit grundsätzlich noch 
nicht entschieden. Hier könnte die Finanzverwaltung für Klarheit sorgen.

Das Bundeskabinett hat am 14.9.2016 den „Gesetzentwurf zur Weiterent-
wicklung der steuerlichen Verlustverrechnung bei Körperschaften“ beschlos-
sen. Damit sollen die Rahmenbedingungen für die Kapitalausstattung und 
das weitere Wachstum von Kapitalgesellschaften verbessert werden. Vor al-
lem junge Unternehmen mit innovativen Geschäftsmodellen sollen – durch 
Verbesserung ihrer Finanzierungsmöglichkeiten – profitieren. 

Seit 2008 ist die Nutzung von Verlustvorträgen nach einem Gesellschafterwechsel 
(Mantelkauf) eingeschränkt. Künftig soll die steuerliche Verrechnung von Verlusten bei 
Körperschaften neu ausgerichtet werden. Unternehmen, die für ihre Finanzierung auf 
die Neuaufnahme oder den Wechsel von Anteilseignern angewiesen sind, sollen jetzt 
nicht genutzte Verluste bei Anteilserwerben unter bestimmten Voraussetzungen (sog. 
schädlicher Beteiligungserwerb) auf Antrag weiterhin steuerlich berücksichtigen kön-
nen, sofern sie denselben Geschäftsbetrieb nach einem Anteilseignerwechsel fortführen. 

Das Gesetz soll rückwirkend zum 1.1.2016 in Kraft treten. Der Antrag kann voraussicht-
lich erstmals für nach dem 31.12.2015 erfolgende Beteiligungserwerbe gestellt werden.

5. Kapitalausstattung von GmbH 
soll verbessert werden

Fälligkeitstermine: Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, 
Soli-Zuschlag (mtl.) 

10.11.2016

Gewerbesteuer, Grundsteuer 15.11.2016

Sozialversicherungsbeiträge 28.11.2016

Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB)

Seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %.    
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern
• abgeschlossen bis 28.7.2014: 
• abgeschlossen ab 29.7.2014:

Basiszinssatz + 5-%-Punkte

Basiszinssatz + 8-%-Punkte
Basiszinssatz + 9-%-Punkte
zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 
2010 = 100 

2016: August = 107,6; Juli = 107,6; Juni = 107,3; Mai = 107,2; April = 106,9; März = 107,3; 
Februar = 106,5; Januar = 106,1
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten – Konjunkturindikatoren

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Ände-
rungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.
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Nr. Titel Fundstelle

1. Gesetzgeber einigt sich bei der Reform des Erbschaft- und 
Schenkungsteuerrechts

HiB Nr. 386 v. 22.6.2016, BMF-PM (DW20160817) BT-Drs. 18/9690 
v. 22.09.2016 (DW20161117)

2. Bonusprogramm mindert nicht den Sonderausgabenabzug BFH-PM Nr. 61/2016 v. 14.9.2016, Urt. v. 1.6.2016 – X R 17/15 
(DW20161105)

3. Ortsübliche Miete im Fall der verbilligten Überlassung von Wohnraum BFH-Urt. v.  10.5.2016 – IX R 44/15 (DW20161103)

4. Rückwirkende Rechnungsberichtigung nach einer Entscheidung des EuGH 
möglich

EuGH-Urt. v. 15.9.2016 – C-518/14 Sanatex (DW20161110)

5. Kapitalausstattung von GmbH soll verbessert werden BMF-PM Nr. 19. v. 14.9.2016, Ent wurf ei nes Ge set zes zur Wei ter-
ent wick lung der steu er li chen Ver lust ver rech nung bei Kör per schaf-
ten (DW20161106)
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Ernst Röbke Verlag
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1. Vermutung des Vermögensverfalls bei  
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach 
englischem Recht

Der Eintritt eines Vermögensverfalls ist nach § 46 Abs. 2 Nr. 
4 StBerG auch dann zu vermuten, wenn das Insolvenzverfah-
ren über das Vermögen des Steuerberaters oder Steuerbevoll-
mächtigten nicht in Deutschland, sondern in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union nach dessen Recht 
eröffnet worden ist. BFH-Beschl. v. 17.8.2016 – VII B 59/16 
(Z20161102)

2. Entgegen BMF – Verlustrücktrag trotz  
schädlichen Beteiligungserwerbs

Werden bei einer Kapitalgesellschaft innerhalb von 5 Jahren 
mittelbar oder unmittelbar mehr als 25 % des gezeichneten 
Kapitals, der Mitgliedschaftsrechte, Beteiligungsrechte oder 
der Stimmrechte an einen Erwerber oder diesem nahe stehen-
de Person übertragen (sog. schädlicher Beteiligungserwerb), 
sind insoweit die bis zum Beteiligungserwerb nicht genutzten 
Verluste steuerlich nicht mehr abziehbar (§ 8c Abs. 1 Satz 1 
KStG). Diese Regelung schränkt allerdings die Möglichkeit ei-
nes Verlustrücktrags nicht ein, wie der 9. Senat des Finanzge-

richts Münster mit Urteil vom 21.7.2016 (Az. 9 K 2794/15 K,F) 
entschieden hat.

Im Streitfall übertrug eine Gesellschafterin im November 
2013 ihre Beteiligung an der Klägerin, einer GmbH, in Höhe 
von 50 % auf die beiden anderen Gesellschafter. Der Klägerin 
entstand im Jahr 2013 ein Verlust, den sie in das Jahr 2012 
zurücktragen wollte. Das Finanzamt vertrat unter Berufung 
auf das einschlägige BMF-Schreiben vom 04.07.2008, BStBl. I 
2008, 736 die Auffassung, dass infolge der Anteilsübertragung 
der Verlust des Jahres 2013 gemäß § 8c Abs. 1 KStG nur antei-
lig zurückgetragen werden könne.

Die hiergegen erhobene Klage hatte Erfolg. Der Senat lehnte 
die Verwaltungsauffassung ab und ließ den Verlustrücktrag in 
vollem Umfang zu. § 8c Abs. 1 KStG wolle verhindern, dass 
früher entstandene Verluste durch einen Beteiligungserwerb 
wirtschaftlich übertragen und durch personell veränderte Ge-
sellschaften genutzt werden könnten. Bei einem Verlustrück-
trag liege eine solche personelle Veränderung nicht vor, denn 
wirtschaftlich nutzten nur diejenigen Anteilseigner den Ver-
lust, die ihn während ihrer Beteiligungszeit auch erwirtschaf-
tet hätten.

Wegen grundsätzlicher Bedeutung der Streitfrage hat der Se-
nat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. (Z20161101)

Entlastung und Freiräume für Ihre wertvolle Arbeit 
schaffen. Der „DIREKTVERSAND“ 

entlastet Sie und Ihre Mitarbeiter.

Mit dem MI-Direktversand versenden wir die bei uns bestell-
ten Mandanten-Informationen direkt an Ihre Klientel.

Der Versand erfolgt in einem Lang-DIN-Kuvert mit Ihrem 
Kanzlei-Absender – also in Ihrem Namen – über die Deut-
sche Post. Sollte eine Adresse einmal nicht richtig sein, er-
halten Sie das an die falsche Anschrift adressierte Schrei-
ben an Ihre Adresse zugestellt und können diese wieder 
richtigstellen. Die Verwaltung der Mandanten bleibt damit in 
Ihrer Hand. Die Sicherheit der Daten gewährleisten wir.

Über Ihr Mandanten-Verwaltungs-Portal haben Sie auch im-
mer den Überblick, wie viele bzw. welche Mandanten dort 
eingetragen sind.

	 Ja, wir möchten den MI-Direktversand für 0,99 Euro 
(zzgl. ges. USt.) pro Mandant und Lieferung bestellen. 

 Die Adressen unserer Mandanten

 tragen wir in unser Internet-Portal ein. Bitte schal-
ten Sie es für uns frei und überlassen Sie uns un-
sere Kunden-Zugangsdaten. Für uns fallen keine 
einmaligen Einrichtungskosten an.

 überlassen wir Ihnen als Liste bzw. Excel-Tabelle. 
Hierfür übernehmen wir die einmaligen Einrich-
tungskosten in Höhe von 0,50 Euro pro Mandant.

Die Lieferung soll ab der Ausgabe .....................................

erfolgen.

Alle eingetragenen Mandanten erhalten Ihren Informations-
brief zum Ersten des Monats.


